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Statistiker Werner Seitz: «Der Pfarrer schaute ganz genau hin, ob man beim richtigen Bäcker einkaufte.»

Alles über Gräben ausgegraben
Die Aussenpolitik polarisiere Stadt und Land und die Sprachregionen, sagt Werner Seitz, Leiter der Sektion «Politik, Kultur, Medien»
im Bundesamt für Statistik. Heute erscheint sein Buch über die Geschichte der politischen Gräben in der Schweiz.

DENISE LACHAT

Herr Seitz, Sie haben ein Buch zu
den politischen Gräben der Schweiz
geschrieben. Nach der Abstimmung
über die SVP-Initiative ist das
Thema ja wieder topaktuell. Ein
Zufall?
Werner Seitz: Nicht unbedingt.
Wir untersuchen im Bundesamt
für Statistik nach jeder Abstim-
mung die Gräben in der Schweiz
und stellen bei vielen Abstim-
mungen einen mehr oder weni-
ger ausgeprägten Röstigraben
fest. Bei der jüngsten SVP-Initia-
tive war dieser Graben sehr tief
und es wurde die Romandie
überstimmt. Das kann dann zu
heftigen Diskussionen in der Öf-
fentlichkeit führen.

Zum Röstigraben kommt diesmal
auch ein Stadt-Land-Graben hin-
zu. Welcher der beiden war denn
zuerst da?
Seitz: Der Stadt-Land-Graben ist
der ältere: Die alte Eidgenossen-

schaft war ein fragiles Bündnis
von Städten und Länderorten,
das immer wieder Spannungen
ausgesetzt war. Den Röstigraben
hingegen kann es eigentlich erst
ab der Helvetik geben, als die
drei Sprachen gleichwertig wur-
den. Die alte Eidgenossenschaft
war noch weitgehend deutsch-
sprachig. Erste sprachregionale
Spannungen gab es in den letz-
ten Jahrzehnten des 19. Jahrhun-
derts.

So richtig Thema ist der Rösti-
graben seit dem EWR-Nein. Inter-
essant ist, dass sich die beiden
Landesteile in der Europafrage seit-
her stetig angenähert haben. Ihre
Erklärung?
Seitz: 1992 war die Romandie
ausgesprochen europhil, wäh-
rend die Deutschschweiz hin-
sichtlich des EWR-Beitritts ge-
spalten war und ihn mehrheit-
lich ablehnte. Mit den bilateralen
Verträgen und dem wirtschaft-
lichen Aufschwung haben sich
die Sprachregionen einander
pragmatisch angenähert und die
Entfremdung hat sich verringert.
Die Spaltung zwischen der Ro-
mandie und dem Tessin aber ist
in der Aussenpolitik viel grösser
als gegenüber der Deutsch-
schweiz. Dieser Graben wird we-
nig beachtet.

Die lateinische Schweiz ist also ein
Konstrukt?
Seitz: Ja, das zeigt schon ein Blick
auf die Bundesratswahlen, wo
Tessiner kaum als Vertreter der
Romandie betrachtet werden.
Auch in der Aussenpolitik exis-
tiert die lateinische Schweiz
nicht, in der Sozialpolitik hin-
gegen verhalten sich die franzö-
sisch- und italienischsprachige
Schweiz ähnlich. Bei der Ver-
kehrspolitik wiederum liegen
Deutschschweiz und Tessin nä-
her beieinander.

Nach welchem Prinzip funktioniert
denn der Stadt-Land-Graben heute?
Seitz: Es sind vor allem die klassi-
schen Themen wie der Konsu-
menten- und Mieterschutz so-
wie die Landwirtschaftspolitik.
Dann geht es auch um Themen
wie die ökologische Ausrichtung
der Landwirtschaftspolitik, die
Verkehrs- und Aussenpolitik. In-
teressant ist, dass dieser Graben
vor allem innerhalb der
Deutschschweiz ausgeprägt ist;
die Romandie stimmt in diesen
Fragen homogener.

Wie erklären Sie, dass der Stadt-
Land-Graben gerade in der Ost-
schweiz so deutlich ist?
Seitz: Es gibt in der Schweiz auch
ein West-Ost-Gefälle. Der Stadt-
Land-Graben ist aber auch im
Kanton Bern deutlich. Überall,
wo die SVP auf dem Land stark
ist, treten tiefe Stadt-Land-Grä-
ben auf.

Was ist denn Ursache, was Wir-
kung?
Seitz: Die SVP hat über viele
Jahre hinweg eine bemerkens-
werte Aufbauarbeit betrieben.
Sie hat nicht konservatives Un-
behagen kreiert, dieses fand sei-
nen Ausdruck schon früher in
den Schweizer Demokraten und
der Autopartei. Es gelang der
SVP aber, diesen konservativen
Unmut zu bündeln. Das haben
die Auns und Christoph Blochers
SVP beim EWR als erste gespürt
und ihn dann erfolgreich bewirt-
schaftet.

Der Thurgau steht ja bei der Ab-
stimmung über die SVP-Initiative
deutlich im Ja-Lager. Wie erklären
Sie diesen Trend hin zur Europa-
skepsis?
Seitz: Die SVP ist in den letzten
Jahrzehnten im Thurgau stärker
geworden. Wenn man aber die
Abstimmungsresultate mit 1992
vergleicht, stelle ich keinen star-
ken Rutsch fest. Damals sagten
36 Prozent Thurgauer Ja zum
EWR. Bei den späteren Europa-
Abstimmungen stimmte der

Thurgau zu Schengen/Dublin
und zur Ostzusammenarbeit mit
44 Prozent zu und zur Ausdeh-
nung der Personenfreizügigkeit
mit 52 Prozent. Zur SVP-Initia-
tive sagt er schliesslich mit 58
Prozent Ja, das entspricht etwa
42 Prozent im Vergleich zu den
anderen europapolitischen Ab-
stimmungen. Das scheint mir
keine grosse Veränderung zu
sein. In der Romandie ist sie viel
ausgeprägter. Dort ist die Euro-
philie stark zurückgegangen, um
bis zu 21 Prozentpunkte.

Sie haben Ihre Jugend in der Ost-
schweiz verbracht. An welchen
Graben erinnern Sie sich?
Seitz: Ganz klar an den konfes-
sionellen. Meine Familie zog da-
mals von der Stadt St. Gallen ins

Rheintal, und plötzlich waren
die Schulen konfessionell ge-
trennt. Heute lacht man darüber,
aber damals gab es auch einen
katholischen und einen refor-
mierten Bäcker. Und der Pfarrer
schaute ganz genau hin, ob man
denn auch beim richtigen Bä-
cker einkaufen ging.

Bei welchem Bäcker mussten Sie
denn einkaufen?
Seitz: Beim katholischen. Zudem
war der Schulbeginn zwischen
den Konfessionen um eine Vier-
telstunde versetzt. Und wer mit
den Reformierten Fussball spiel-
te, musste mit einer spitzen Be-
merkung des Pfarrers rechnen.

Dem konfessionellen Graben wid-
men Sie ein grosses Kapitel in

Ihrem Buch. Spielt Religion heute
bei Abstimmungen noch eine Rolle?
Seitz: Nein. Der konfessionelle
Graben war von der Reformation
bis zum Ende des 19. Jahrhun-
derts sehr dominierend. Nach
dem Zweiten Weltkrieg aber ver-
schwand er. Das lässt sich schön
an den Katholisch-Konservati-
ven ablesen, die sich 1971 in
Christlichdemokratische Volks-
partei (CVP) umbenannten und
als Partei der Mitte positionier-
ten. Dass die SVP ab den 90er-
Jahren in den katholischen Ge-
bieten Fuss gefasst hat, liegt
auch daran, dass das Konfessio-
nelle keine Rolle mehr spielt. So
polarisiert die Fristenlösung
heute nicht mehr nach Konfes-
sionen, während das in den 70er-
Jahren noch der Fall war. Auch

die Europapolitik ist überkonfes-
sionell positioniert, den Kontra-
punkt besetzt die nationalkon-
servative, ehemals reformierte
SVP, die der CVP viele Wähler ab-
gejagt hat.

Gräben trennen. Was fasziniert Sie
daran?
Seitz: Gräben heissen für mich
nicht, dass man sich nicht mag.
Es geht eher um Unterschiede,
Vielfalt, manchmal auch um
Konflikte. Sicher, der konfessio-
nelle Graben war tief und führte
zu vier Bürgerkriegen. Doch
nach dem Zweiten Weltkrieg mit
der Mobilität und mit dem Auf-
kommen der Massenmedien
verschwand er. Solche Verände-
rungen sind für mich spannend:
Gräben sind nicht in Stein ge-
meisselt. Das gilt übrigens auch
für die Inhalte des Röstigrabens.
Lange Zeit war die Deutsch-
schweiz der Motor in der Sozial-
politik, während die Romandie
bremste und etwa das Fabrik-

gesetz verwarf. Erst nach dem
Zweiten Weltkrieg wechselten
dann die Seiten. Heute wollen
die Romands den Sozialstaat
ausbauen, während die
Deutschschweizer umgekehrt
aufs Sparen pochen.

Hat ein Sektionsleiter im Bundes-
amt für Statistik so wenig zu tun,
dass ihm noch Zeit zum Schreiben
bleibt?
Seitz (schmunzelt): Nein, der sta-
tistische Alltag ist sehr hektisch.
Aber wenn ein Sektionsleiter nur
zu achtzig Prozent arbeitet und
alle vier Jahre ein Sabbatical von
drei Monaten nimmt, um die
interessanten Wahl- und Ab-
stimmungsergebnisse der letz-
ten 150 Jahre zu analysieren: Ja,
dann geht das.

Die Schweiz hat gerade freiwillig
einen Graben zu Europa aufgeris-
sen. Das nächste Buch ist also ge-
plant?
Seitz: Ja, aber um Gräben wird es
darin nicht mehr gehen.

Werner Seitz, Geschichte der poli-
tischen Gräben in der Schweiz. Eine
Darstellung anhand der eidgenös-
sischen Wahl- und Abstimmungs-
ergebnisse von 1848 bis 2012. Kom-
paktwissen CH, Band 20, 2014. 182
Seiten, CHF 22.- Rüegger Verlag.

Der konfessionelle
Graben ist nach dem

Zweiten Weltkrieg
verschwunden.

Es gibt spannende
Veränderungen, denn
Gräben sind nicht in

Stein gemeisselt.

Marschhalt beim freien Personenverkehr
Der Bundesrat legt die Ausdehnung der Personenfreizügigkeit mit Kroatien vorerst auf Eis: Die Schweiz unterzeichnet das fertig
verhandelte Abkommen nach dem Ja zur Initiative «Gegen Masseneinwanderung» nicht. Parteienvertreter sind darob nicht überrascht.
BERN. Justizministerin Simo-
netta Sommaruga informierte
die kroatische Aussenministerin
Vesna Pusić am Telefon darüber,
dass das entsprechende Proto-
koll in der derzeitigen Form
nicht unterzeichnet werden kön-
ne. Im Gespräch ging es um die
Folgen der Zuwanderungs-In-
itiative: Sommaruga erläuterte
der kroatischen Ministerin unter
anderem, dass eine neue Verfas-
sungsbestimmung direkt an-
wendbar sei, wonach keine völ-
kerrechtlichen Verträge abge-
schlossen werden dürften, die
gegen den neuen Verfassungs-
artikel verstiessen. Der Bundes-

rat prüfe nun Lösungen, die
Kroatien nicht diskriminierten,
erklärte ein Sprecher des Justiz-
und Polizeidepartements. Pusić
habe die Informationen zur
Kenntnis genommen und Som-
maruga habe mit ihr weiteren
direkten Kontakt vereinbart.

Klärung am Donnerstag?

Die EU-Kommission liess ver-
lauten, sie verstehe, dass es «für
die Schweiz schwierig» sei, das
Abkommen zur Erweiterung der
Personenfreizügigkeit auf Kroa-
tien zu unterschreiben. Das
Nicht-Unterschreiben hat nun
Folgen. Ein Sprecher der EU-

Kommission bestätigte eine Mel-
dung des Westschweizer Fern-
sehens, dass die Verhandlungen
über das Forschungsabkommen
«Horizon 2020» und das Studen-
tenaustauschprogramm «Eras-
mus+» bis auf weiteres ausge-
setzt worden sind. Weitere Klä-
rungen könnte der Donnerstag
bringen: Dann trifft Staatssekre-
tär Yves Rossier in Brüssel Amts-
kollege David O’Sullivan, Ge-
neraldirektor im Europäischen
Auswärtigen Dienst der EU.

«Keine Überraschung»

In der schweizerischen Par-
teienlandschaft überrascht der

Marschhalt mit Kroatien nicht
sonderlich. Für FDP-Präsident
Philipp Müller ist seit der Ab-
stimmung «völlig klar, dass das
mit Kroatien ausgehandelte Ab-
kommen nicht ratifiziert werden
kann». Auch für CVP-Parteipräsi-
dent Christophe Darbellay ist
der Entscheid des Bundesrates
«logisch und keine Überra-
schung», wie er auf Anfrage sag-
te. Man könne mit Kroatien nicht
etwas vereinbaren, was das Volk
nicht wolle.

SVP-Parteipräsident Toni Brun-
ner fordert derweil ein rasches
Tempo bei der Umsetzung der
Initiative. Weil die volle Freizü-

gigkeit mit den EU-Oststaaten
im Juni beginnt und im Sommer
2016 Rumänien und Bulgarien
folgen, rechnet er mit einer
«massiven Einwanderungswel-
le», wie er im Interview mit der
«Schweiz am Sonntag» sagte.

SP-Präsident Christian Levrat
ist indes der Ansicht, dass eine
Kündigung der bilateralen Ver-
träge von Schweizer Seite dem
Volk vorgelegt werden müsste.
«Das Volk muss dann wählen
können zwischen der Umset-
zung der Initiative und der Si-
cherung des bilateralen Wegs»,
sagte er im Interview mit der
«SonntagsZeitung». (sda)

Unbewilligte
Kundgebung
SOLOTHURN. Angehörige der
rechtsextremen Szene sind am
Samstagabend mit Fackeln und
weissen Masken durch die Alt-
stadt von Solothurn gezogen. Die
Kundgebung war nach Angaben
der Solothurner Kantonspolizei
vom Sonntag nicht bewilligt. Ge-
gen 80 Menschen marschierten
mit. Die Kundgebung sei laut der
Polizei friedlich verlaufen, Be-
schädigungen habe es nicht ge-
geben. Der Fackelzug habe sich
nach kurzer Zeit aufgelöst und
die Teilnehmer seien in kleinen
Gruppen aus der Innenstadt ab-
gezogen. Zwei Frauen, die nicht
mitmarschiert waren, wurden
von Feuerwerk, das von Teilneh-
mern abgeschossen worden war,
leicht verletzt. (sda)


